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Erfolg durch zähes Verhandeln ohne Grundsätze aufzugeben

Die drei kommunalen Spitzenver-
bände haben erfolgreich mit dem 
Finanzminister um eine Verbesse-
rung des vorgelegten Gesetzes ge-
rungen: Runde 350 Mio. Euro mehr 
Jahr für Jahr gegenüber dem Ge-
setzentwurf finden sich ab 2018 in 
kommunalen Kassen allein deshalb, 
weil die Bundesmittel für die Einglie-
derungshilfe ungeschmälert an die 
hessische kommunalen Familie wei-
tergeleitet werden.

Das haben die drei Präsidenten der 
kommunalen Spitzenverbände in 
Hessen im Vergleich zum bisher vor-
liegenden Gesetzentwurf erreicht. 
Verhandelt hatten mit dem Minister 
die Präsidenten Oberbürgermeister 
Bertram Hilgen aus Kassel, Landrat 
Erich Pipa aus dem Main-Kinzig-
Kreis und Bürgermeister a. D. Karl-
Heinz Schäfer aus Pohlheim.

Auch die neben dem Verbleib der 
Bundesmittel erzielten Ergebnisse 
der Vereinbarung können sich se-
hen lassen: Einen regelmäßig zwei-
stelligen Millionenbetrag werden die 
Kommunen Jahr für Jahr mehr in der 
Kasse haben, weil der Zuwachs des 
so genannten Stabilitätsansatzes 
zur Hälfte den Kommunen zugu-
tekommt, nicht wie geplant nur zu 
einem Drittel. Der Stabilitätsansatz 
wird regelmäßig wachsen, wenn 
die Steuereinnahmen steigen. Aber 
auch die Steigerung sonstiger Ein-
nahmen lässt den Stabilitätsansatz 
wachsen. Und ebenso wird dieser 
Ansatz größer, wenn die Kommunen 
konsolidieren, also ihren Aufwand 
reduzieren.

Ein Erfolg auch, dass die Verstei-
gungsgröße nicht um 60 Mio. Euro 
abgesenkt wird. Diese Versteti-
gungsgröße ist die Richtschnur, an 
der sich die Teilhabe der Kommunen 
an den Steuererträgen des Landes 
aus Einkommen-, Köperschafts- 
und Umsatzsteuer bemisst.

Kernpunkte der Vereinbarung

• Die zusätzliche vertikale Dotie- 
 rung für besondere Soziallasten  
 wird nochmals um fünf Mio. Euro  
 erhöht.
• Die sog. „Drittellösung“, wonach  
 den Kommunen ein Drittel des  
 potenziellen Zuwachses des Sta- 
 bilitätsansatzes zukommt, ein  
 weiteres Drittel in eine Rücklage  
 fließt und der Rest beim Land  
 verbleibt, wird dergestalt modifi- 
 ziert, dass 50 % des Zuwachses  
 den Kommunen zukommen, 25 % 
  der Rücklage zugeführt werden  
 und 25 % dem Land zufließen.
• Außerordentliche Entlastungen  
 durch den Bund oder Dritte füh- 
 ren nicht zu einer Absenkung der  
 Verstetigungsgröße. § 8 Abs. 1  
 Satz 4 FAG-E entfällt. Die daraus  
 erwachsende Steigerung des  
 Stabilitätsansatzes verbleibt voll- 
 ständig bei den Kommunen.
• Der Übergangsfonds wird mit 60  
 Mio. Euro aus der Finanzaus- 
 gleichsmasse finanziert. Dies  
 führt nicht zu einer Verminderung  
 des Eintaktwertes.
• In der Begründung des notwen- 
 digen Änderungsantrages zum  
 Gesetzentwurf erfolgt ein Hin- 

 weis, dass die aktuellen, auch fi- 
 nanziell sehr bedeutsamen Her- 
 ausforderungen bei der Un- 
 terbringung von Flüchtlingen aus  
 systematischen Gründen nicht  
 Gegenstand des kommunal- 
 en Finanzausgleichs sind. Dem  
 gleichwohl bestehenden mone- 
 tären Handlungsbedarf an dieser  
 Stelle wird im Rahmen der laufen 
 den Gespräche zur Angemessen 
 heit der Pauschalen nach § 7 Lan- 
 desaufnahmegesetz noch in die 
 sem Jahr Rechnung zu tragen  
 sein.

Natürlich konnten nicht alle Forde-
rungen der Kommunen durchge-
setzt werden. Deshalb steht in der 
Vereinbarung mit dem Land:

„Die kommunalen Spitzenverbände 
erklären, dass sie an ihrer im Ge-
setzgebungsverfahren ausführlich 
dargelegten Position festhalten und 
eine Verbesserung der kommuna-
len Finanzlage für erforderlich hal-
ten; sie die jetzt gefundene Rege-
lung als Kompromiss für vertretbar 
halten und darauf verzichten, ihren 
Mitgliedskommunen zu empfehlen, 
eine Klage gegen die Neuregelung 
einzureichen.“
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Die Vertreter des Finanzministeriums, der Landesregierung und der kommunalen Spitzenver-

bände nach erfolgreich abgeschlossener Vereinbarung.

Finanzen
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Finanzausgleichsmasse nach dem Kompromiss

Eine grobe Vergleichsschätzung 
der Geschäftsstelle zeigt: Das neue 
Recht ab 2016 hätte für die hessi-
schen Kommunen deutliche Ver-
schlechterungen gegenüber der 
bisherigen Finanzausstattung ge-
bracht.

Die Kompromissregelung, die der 
Hessische Städtetag gemeinsam 
mit den anderen Verbänden aus-

1 Schätzung und Prognose des Hessischen Städtetages

gehandelt hat, verbessert das Bild 
selbstverständlich. Trotzdem bleibt 
es dabei: Das neue Recht ist für die 
kommunale Familie immer noch 
schlechter als das alte.

Dabei handelt es sich naturgemäß 
um grobe Rechnungen. Die Ge-
schäftsstelle rechnet bis zum Jahr 
2016 mit den Zahlen des Hessischen 
Finanzministeriums. 

Nach dem Jahr 2016 unterstellt der 
Beitrag eine jährliche Steigerung 
des für den kommunalen Finanz-
ausgleich relevanten Steueraufkom-
mens des Landes um 3,0 Prozent. 
Vor allem der Stabilitätsansatz kann 
nicht gerechnet, sondern nur mit 
Prognosen in die Zukunft fortge-
schrieben werden.

Jahr FAG 2010 FAG 2015 E-FAG
 Übereinkunft

E-FAG 2016 alt

2016 4.708 4.308 4.308 4.248

2017 4.837 4.437 4.387 4.202

2018 4.970 4.570 4.510 4.160

2019 5.107 4.707 4.637 4.272

2020 5.248 4.848 4.778 4.413

2021 5.394 4.994 4.924 4.559

Erläuterungen zur Tabelle:

Die Spalte „FAG 2010“ bildet die Fi-
nanzausgleichsmasse1 ab, welche 
den Kommunen ohne den 344-Mio.-
Euro-Entzug (heute rund 400 Mio. 
Euro) zur Verfügung stehen würde.
Die Spalte „FAG 2015“ zeigt die Fi-

Tabelle: Basisdaten Hessisches Ministerium 
der Finanzen (HMdF) und Berechnungen/
Prognosen Hessischer Städtetag (HStT).
Darstellung: HStT

Grafik: Basisdaten 
Hessisches Minis-
terium der Finanzen 
(HMdF) und Be-
rechnungen/ Prog-
nosen Hessischer 
Städtetag (HStT).
Darstellung: HStT; 
Zahlen in Mio. Euro

nanzausgleichsmasse nach dem 
letztmals in diesem Jahr geltenden 
Rechtszustand ab.
Die Spalte E-FAG prognostiziert die 
Entwicklung nach der Übereinkunft 
mit dem Land.

Die Spalte „FAG 2016“ prognosti-
ziert ab 2017 die Finanzausgleichs-
masse nach neuem Recht, sofern es 
wie vorgesehen umgesetzt würde.
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Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs

Am 17.6.2015 hat der Haushaltsaus-
schuss des Hessischen Landtags 
die kommunalen Spitzenverbände 
zur KFA-Neuordnung angehört.

Für den Hessischen Städtetag hat 
Präsident OB Hilgen unterstrichen, 
dass er von der Regierung Entge-
genkommen erwarte:

1. Das Land müsse den Kommunen  
 die Bundesmittel zur finanziellen  
 Entlastung der Kommunen belas- 
 sen, dürfe sie insbesondere von  
 der Finanzausgleichsmasse nicht  
 abziehen, also nicht die Versteti- 
 gungsgröße in Höhe der nach  
 Hessen fließenden Geldmittel  
 herabsetzen.

2. Das Land müsse die Kommunen  
 an einer positiven Steuerentwick- 
 lung und an Defizite verringern- 
 den Entwicklungen in vollem Um- 
 fang teilhaben lassen, dürfe da- 
 her also nicht die jährliche Erhöh- 
 ung des sog. Stabilitätsansat- 
 zes um zwei Drittel abschöpfen.

Weiter wies Präsident OB Hilgen da-
rauf hin, dass Systemfehler zu einem 
zu geringen Bedarf der Kommunen 
führen. Er nannte eine zu hohe Be-
messung des Volumens der freiwil-
ligen Leistungen und vor allem eine 
völlig unzutreffende, viel zu niedrige 
Bemessung des angemessenen 
kommunalen Bedarfs an Pflichtaus-
gaben, bedingt durch der inakzep-
tablen Methode des sog. „Thüringer 
Korridors“.

Zweiter Vizepräsident Bürgermeis-
ter Horst Burghardt wandte sich ge-
gen die unzureichende Deckelung, 
die den Landkreisen zu große Spiel-
räume für die Umlagenerhöhung ab 
2017 gibt. Er kritisierte die Höhe der 
Schulumlage, welche die Landkrei-
se auch insoweit erheben dürfen, als 
sie nach Thüringer Korridormodell 
unangemessen sind, und die gleich-
wohl nur in der Höhe dem kreisan-
gehörigen Bedarf zugeordnet wird, 
in der sie bei den Landkreisen nach 

Präsident OB Bertram Hilgen, Kassel, und Direktor Dr. Jürgen Dieter, HStT

Korridor als angemessen erschei-
nen – umlagepflichtige Gemeinden 
haften bei der Bedarfsermittlung bei 
den Schulausgaben für die Korridor-
verluste der Landkreise.

Der gewählte Vorsitzende des Fi-
nanzausschusses im Hessischen 
Städtetag Stadtkämmerer Axel Im-
holz setzte sich dafür ein, die vom 
Finanzministerium als richtig ange-
sehene gleiche Höhe der Kreisum-
lagehebesätze in Landkreisen mit 
Schulträger-Sonderstatusstädten 
sofort umzusetzen. Vehement wen-
dete sich Imholz gegen die Benach-
teiligungen der Städte wegen des 
Wegfalls des Ergänzungsansatzes 
für Stationierungsstreitkräfte und 
des Ansatzes für Heilkurorte, des-
sen Wegfall nur bei den Großstädten 
angesichts der interkommunalen 
Ungleichbehandlung nicht zu be-
gründen ist.

Vom Landtag benannt forderten 
die Bürgermeisterin der Stadt Gie-
ßen Gerda Weigel-Greilich und der 
Offenbacher Kämmerer Dr. Felix 
Schwenke, dass der in den kom-
munalen Haushalten dominieren-
de Bedarf an sozialem Aufwand im 
System des KFA vollständig, also 
ohne Abstriche am tatsächlichen 
Aufwand, finanziert wird.

Bürgermeisterin Christiane Augs-
burger aus Schwalbach, Bürger-

meister Peter Burger aus Gerns-
heim, Stadtkämmerer Adil Oyan aus 
Bensheim und Kämmereiamtsleiter 
Meinhard Matern aus Bad Hom-
burg verdeutlichten die Haushalts-
situation der Mitgliedskommunen, 
die ab 2016 zur Solidaritätsumlage 
herangezogen werden. Die Städ-
te haben trotz großer Sparsamkeit 
kaum Spielraum, bei Zahlpflicht der 
Solidaritätsumlage ihren Haushalt 
ausgleichen zu können.
OB Wolfram Dette aus Wetzlar un-
terstrich für den VLK seine Kritik 
an einer unzureichenden Hoch-
rechnung der auf Rechnungser-
gebnissen zurückliegender Jahre 
fußenden Ausgaben. Massive Aus-
gabensteigerungen wie z. B. für die 
U3-Betreuung würden mit Hoch-
rechnungsindizes nicht ausreichend 
berücksichtigt. Die zusätzlichen 
Kosten für die Flüchtlingsbetreuung 
blieben völlig außer Betracht. Das 
Land entlaste seinen Haushalt zu 
Lasten der Kommunen durch hohe 
Nivellierungshebesätze, die Solida-
ritätsumlage und durch den Abzug 
von Fördermitteln des Bundes und 
der EU. Die erhöhten Nivellierungs-
hebesätze schaffen nach seiner 
Überzeugung eine Schieflage zu-
gunsten der Landkreise gegenüber 
den umlagepflichtigen Städten und 
Gemeinden. Klärungsbedürftig sei 
der Übergangsfonds sowohl im 
Blick auf Laufzeit, Wirkung und Fi-
nanzierung.
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Kommunaler Finanzausgleich 2016 – 
Finanzausgleichsmasse steigt dank hoher Steuererträge

Die Finanzausgleichsmasse wird im 
Jahr 2016 voraussichtlich massiv 
steigen. Grund für die erhebliche 
Steigerung ist die kräftige Erhöhung 
der Steuererträge, welche in den 
Landeshaushalt fließen. Diese Steu-
ererträge bilden im Jahr 2016 mit ei-
ner Quote von 23 Prozent (Verbund-
masse) die wichtigste Grundlage für 
die Bildung der Finanzausgleichs-
masse.

Die sog. Verbundmasse errechnet 
sich aus dem Anteil des Landes Hes-
sen an den Gemeinschaftssteuern 
(Einkommen-, Körperschaft- und 
Umsatzsteuer) und an der Grunder-
werbsteuer abzüglich Beitrag Hes-
sens zum Länderfinanzausgleich.

Die Verbundmasse steigt um 6,51 
Prozent gegenüber 2015, nämlich 
von 3,496 Mrd. Euro auf 3,724 Mrd. 

Euro. Die dem Land verbleibenden 
Steuererträge steigen damit stärker 
an (6,51 Prozent) als das KFA-Aus-
gleichsvolumen 2016 im Vergleich 
zur Finanzausgleichsmasse 2015 
(6,3 Prozent).

Hatte die Finanzausgleichsmasse 
im Jahr 2015 ein Volumen von  
4,1 Mrd. Euro (genau 4.108.523 Euro), 
so steigt sie nun nach Lesart des  
Hessischen Städtetages um  
4,84 Prozent auf 4,3 Mrd. Euro  
(genau 4.307.547 Euro).

Allerdings liegt diese Steigerungs-
rate unter der Steigerungsrate der 
Steuereinnahmen, über die das 
Land nach Abzug des Länderfinanz-
ausgleichs verfügt. Diese Steige-
rungsrate beträgt 6,51 Prozent (sog. 
„verbleibendes Landesaufkom-
men“), also um 1,66 Prozent höher 

als die Steigerung der Finanzaus-
gleichsmasse.

Das Land macht das Rechenwerk 
nicht unkomplizierter: Es unterschei-
det nunmehr für die Laufzeit seines 
sog. „Übergangsfonds“, beginnend 
mit dem Ausgleichsjahr 2016, zwi-
schen der Finanzausgleichsmasse 
und dem Finanzausgleichsvolumen. 
Das Finanzausgleichsvolumen ist 
eine neue Kategorie, die sich nicht 
einmal im neuen Finanzausgleichs-
gesetz findet. Das Finanzaus-
gleichsvolumen liegt nach Definition 
des Landes um 60 Mio. Euro höher 
als die Finanzausgleichsmasse. 
Denn das Land addiert der Finanz-
ausgleichsmasse jene kommunalen 
Haushaltsreste hinzu, mit der es den 
Übergangsfonds zur Hälfte finanzie-
ren will.

Kommunale Finanzausgleichsmasse T Euro 2015 2016 Veränd. 
Prozent

Finanzausgleichsmasse Lesart Land 19.06.2015 4.108.523 4.247.547 3,38 %

Finanzausgleichsmasse 2016 Lesart Städtetag entsprechend 
Fortschreibung FAG 2015 4.108.523 4.307.547 4,84 %

Finanzausgleichsvolumen 4.108.523 4.367.547 6,30 %

Steuerverbundmasse 3.536.613 3.723.662 5,29 %

Verbleibendes Landesaufkommen 15.200.633 16.189.833 6,51 %

Verbundmasse (23 Prozent) 3.496.146 3.723.662 6,51 %

Ergänzung Steuerverbundmasse 571.910 583.885 2,09 %

Verstärkungsmittel 260.335 268.335 3,07 %

Zuweisungen für S-Bahn Rhein-Main 1.000 1.000 0,00 %

Krankenhausumlage 111.900 116.550 4,16 %

Zinsdienstumlage 42.500 41.000 -3,53 %

Solidaritäts-/Kompensationsumlage 97.175 98.000 0,85 %

Altlastenfinanzierungsumlage 1.000 1.000 0,00 %

Datenbasis: Hessisches Ministerium der Finanzen. Darstellung und teilweise eigene Berechnung: Hessischer Städtetag
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Soziales 
und 
Integration

Städte begrüßen Wiedereinführung der Fehlbelegungs-
abgabe, benötigen aber Zeit zur Umsetzung

Die Städte begrüßen die Absicht des 
Landes, die Fehlbelegungsabgabe 
in der öffentlichen Wohnraumförde-
rung wieder einzuführen. Dies haben 
die Städte im Ausschuss für Sozia-
les und Integration des Hessischen 
Städtetages in Hochheim am Main 
beschlossen. 

Durch die Fehlbelegungsabgabe 
erhalten die Gemeinden zusätzli-
che finanzielle Mittel zur Förderung 
von Sozialmietwohnungen. Dies 
erweitert den Handlungsspielraum 
insbesondere der Städte in den 
Zuzugsräumen Hessens. Es kön-
nen zusätzliche Sozialwohnungen 
geschaffen werden, die auch den 
wohnberechtigten Haushalten zur 
Verfügung stehen, die bislang nicht 
zum Zuge gekommen sind.

Sozialwohnungen dürfen nur von 
Menschen bezogen werden, die auf-
grund ihres geringen Einkommens 
dazu berechtigt sind, weil sie keine 
übliche Marktmiete zahlen können. 
Verbessern sich im Laufe der Zeit die 
Einkommensverhältnisse, sind Mie-
ter nicht zum Auszug verpflichtet, 
obwohl  ihnen die Sozialwohnung 
eigentlich nicht mehr zusteht. Durch 
die Erhebung einer Fehlbelegungs-
abgabe wird dieser Missstand aus-
geglichen.

Die Städte sprechen sich auch für 
einen Systemwechsel bei der Be-
rechnung der Fehlbelegungsabga-
be aus. Die Höhe der jeweils zu zah-
lenden  Fehlbelegungsabgabe soll 
sich danach errechnen, um wieviel 
Prozent die gültigen Einkommens-
grenzen überschritten werden.

Der Ausschuss für Soziales und 
Integration des Hessischen Städ-
tetages unterstützt auch die Mög-
lichkeit einer interkommunalen 
Zusammenarbeit, damit eine lan-
desweite Erhebung erreicht wird. 
Die eingenommenen Mittel aus den 
Sozialwohnungen fließen auf jeden 

Fall an die Gemeinde zurück, in der 
sich die Sozialwohnung befindet 
und können von dieser zur Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus 
reinvestiert werden. Zahlreiche 
Städte haben dem Hessischen 
Städtetag bereits ihre Bereitschaft 
zur Aufgabenübernahme auch in 
interkommunaler Zusammenarbeit 
signalisiert.

Allerdings benötigt die Wiederein-
führung der Fehlbelegungsabgabe 
einen erheblichen Vorbereitungs-
zeitraum. Da alleine die Stadt Frank-
furt am Main 30.000 Haushalte zu er-
heben hat, erachten die Städte aber 
eine Einführung der Abgabe erst ab 
dem 1. Juli 2016 für sinnvoll. Erst 
wenn das Land das Gesetz und die 
notwendige Höchstbetragsverord-
nung beschlossen hat, können die 
Gemeinden die notwendigen Vorbe-
reitungsmaßnahmen zur Durchfüh-
rung des Gesetzes abschließen.

Den Ausschuss für Soziales und In-
tegration des Hessischen Städteta-
ges beschäftigten auch die Rücker-
stattung von Kindergartengebühren 
infolge des Streiks der Erzieherinnen 
und Erzieher in Tageseinrichtungen 
für Kinder, die Richtlinien zur Förde-
rung kommunaler Jugendbildungs-
werke in den kreisfreien Städten, 

Sonderstatusstädten und Landkrei-
sen, soziale Hilfen wie die Angebote 
der Frauenhäuser, Interventions-
stellen als Beratungsstellen zur Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt an Kindern und Jugendli-
chen und Schuldnerberatung, die 
Aufnahme und Unterbringung von 
Flüchtlingen, Entlastungsangebote 

in der Pflege, die personenzentrierte 
Steuerung in der Eingliederungshil-
fe, der Hessische Integrationsplan 
sowie die rechtliche Absicherung 
Freiwilliger.
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Kultursensible Pflege – die kommunale Perspektive

Seit Jahren steigt der Anteil älterer 
Migranten, der hilfe- und pflegebe-
dürftig und somit auf Leistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch an-
gewiesen ist, an. Ältere Menschen 
mit Migrationshintergrund stellen 
aufgrund ihrer Kultur, ihrer Religion, 
ihrer Zuwanderungsgeschichte oder 
ihrer zum Teil geringen Deutsch-
kenntnisse eine spezifische Gruppe 
dar, auf die sich stationäre wie am-
bulante Pflege einstellen und denen 
sie gerecht werden müssen. Pflege-
bedürftige Migranten erwarten – wie 
jeder andere Mensch ohne Migrati-
onshintergrund auch – ihren indivi-
duellen und damit auch kulturspezi-
fischen Bedürfnissen entsprechend 
betreut und versorgt zu werden.

Das Thema wird deswegen unter 
dem Stichwort „kultursensible Pfle-
ge“ schon seit langer Zeit in den 
kreisfreien Städten diskutiert, bear-
beitet und in den kommunalen Pla-
nungen berücksichtigt.

Hervorzuheben sind zunächst die 
Zugänge zu Beratungs- und Hil-
feleistungen. Hier leisten z. B. seit 
2010 die Pflegestützpunkte in Hes-
sen, die ohne die Hilfe des Landes 
von Städten, Landkreisen und Pfle-
gekassen aufgebaut wurden, einen 
niedrigschwelligen Beitrag, wesent-
liche Informationen adressatenge-
recht aufbereitet zur Verfügung zu 
stellen, kostenlose Beratung anzu-
bieten und die Anfragenden an die 
entscheidenden Stellen weiterzulei-
ten. Sie erfreuen sich trotz vieler Un-
kenrufe und Interessenlosigkeit der 
Politik in Bund und Ländern großer 
Beliebtheit und Nachfrage. Sie ha-
ben sich, genauso wie viele anderen 
Einrichtungen und Ämter der Städte, 
auch mit Migrantenorganisationen 
vor Ort vernetzt, nutzen diese als 
Multiplikatoren und stellen sich auf 
die besonderen Wünsche und Be-
darfe ein.

Regionale und kommunale Hilfe-
planungen berücksichtigen die 
Wünsche und entsprechenden An-

gebotsnachfragen in ihren Bedarfs-
erhebungen, die den wesentlichen 
Teil der Planung ausmachen. 

Schließlich berücksichtigen Ausbil-
dung von Fachkräften und Personal 
und Angebote der Leistungsträger 
und Leistungserbringer die Bedürf-
nisse von Menschen mit Migrati-
onshintergrund, die sich aber in der 
Mehrzahl von Menschen ohne Mig-
rationshintergrund nicht unterschei-
den. Auch so manche deutsche Frau 
möchte nicht von einem männlichen 
Pfleger im Intimbereich gewaschen 
werden. 

Kultursensible Pflege bezweckt 
deswegen die Ausrichtung der Pfle-
gepraxis an der Individualität des 
Menschen, unter Umständen unter 
zusätzlicher besonderer Berück-
sichtigung des jeweils spezifischen 
kulturellen Kontextes. Drei Elemente 
kennzeichnen die Ausrichtung:  

• die interkulturelle Orientierung,  
 d. h. „eine der kulturellen, weltan- 
 schaulichen und religiösen Vielfalt  
 angemessene Haltung“ auf der  
 individuellen Ebene (Angebots- 
 portfolio), 
• die interkulturelle Öffnung, d. h.  
 eine Strategie in den Pflegeein- 
 richtungen und anderen beteilig 
 ten institutionellen Akteuren (Per- 
 sonal, Kundenansprache),
• interkulturelle Kompetenz, also  

 die (individuelle oder institutionel- 
 le) Fähigkeit, aus den genannten  
 Poitionen konkrete Handlungs-  
 und Interaktionsformen abzulei- 
 ten.

Weder Wissenschaft noch Pflege-
kassen noch Kommunen können 
eine allgemeingültige Anleitung zur 
kultursensiblen Pflege geben. Hier 
ist die Eigenverantwortung, die 
soziale Kompetenz, Empathie, Di-
alogbereitschaft und die Toleranz 
der Pflegenden und der Gepfleg-
ten und ihrer Angehörigen gefragt. 
Es ist u. U. sehr wichtig, zwischen 
Kultur, Religion und Nationalität zu 
unterscheiden. Dabei können auch 
Verbände mit islamischer Prägung 
helfen. Allerdings setzt dies einen 
gemeinsamen Willen der verschie-
denen muslimischen Gemeinden 
voraus. Diese müssen endlich einen 
gemeinsamen Nenner zu den Inhal-
ten des Islam finden.

Für alle Beteiligten aber gilt das 
Grundgesetz in Deutschland: 
Kein Mensch, der sich rechtmä-
ßig im Bundesgebiet aufhält, wird 
in Deutschland anders behandelt, 
nur weil er einen Migrationshinter-
grund hat. Zugänge, Beratungen 
und Leistungen bis hin zum Exis-
tenzminimum werden – um mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes zu sprechen – mig-
rationspolitisch nicht relativiert.
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Berufsfeuerwehren tagen in Kassel und verabschieden Silvio
Burlon als Direktor der Hessischen Landesfeuerwehrschule

Es gibt in Hessen wohl kaum eine 
Feuerwehrfrau oder einen Feuer-
wehrmann, der in seiner Ausbildung 
nicht zumindest einen Kurs an der 
Hessischen Landesfeuerwehrschu-
le in Kassel besucht hat. Dass die 
Landesfeuerwehrschule einen so 
guten Ruf hat, hat sie ganz wesent-
lich ihrem Direktor Silvio Burlon zu 
verdanken. Dieser ist zum 30.6.2015 
in Pension gegangen. Silvio Burlon 
prägte nicht nur die bauliche Struk-
tur der Landesfeuerwehrschule, 
sondern er ist auch ein engagierter 
Kämpfer für die Feuerwehr. 

Dieser Abschied war für die Berufs-
feuerwehren in Hessen ein guter 
Grund, ihre Sommersitzung in der 
Landesfeuerwehrschule durchzu-
führen. Den ersten Schwerpunkt 
der Sitzung bildete die neu gefass-
te Feuerwehrlaufbahnverordnung. 
Diese gilt seit dem 1.7.2015 in ihrer 
neuen Fassung. Aus diesem Grund 
waren natürlich vielfältige Über-
gangsprobleme zu besprechen, 
denn die neue Regelung soll nicht 
dazu führen, dass der Dienst in 
den Feuerwehren an Attraktivität 
verliert. Den zweiten Schwerpunkt 
der Sitzung bildete die Sicherstel-
lung der Löschwasserversorgung. 

Nach fachlicher Einschätzung der 
Sitzungsteilnehmer ist es weiterhin 
unabdingbar, dass die Grundver-
sorgung mit Löschwasser über das 
Trinkwasserleitungsnetz sicherge-
stellt wird. Das im Löschzug mitge-
führte Wasser oder die Zuführung 
mit Tankwagen oder entsprechend 
vorgerichteten Wechselladern ist 
in einzelnen Fällen eine sinnvolle 
Ergänzung, darf jedoch nicht dazu 
führen, dass der Grundschutz über 
das Leitungsnetz vernachlässigt 

wird. Schließlich besprachen die 
Feuerwehren die im nächsten Jahr 
anstehende Neufassung der Feuer-
wehrgebührensatzung. Gerade die 
für alle Kommunen in Hessen wichti-
gen landeseinheitlichen Werte müs-
sen für die Neukalkulation der Feu-
erwehrgebühren, die entsprechend 
den Regeln des Kommunalabga-
bengesetzes spätestens nach fünf 
Jahren erfolgen muss, vorliegen. 
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Die Leiterinnen und Leiter der Berufsfeuerwehren und der Feuerwehren der Sonderstatus-

städte, der Landesbranddirektor und die Geschäftsstelle verabschieden sich vom Direktor 

der Landesfeuerwehrschule (Mitte der ersten Reihe)

 Die Arbeitsgemeinschaft der Be-
rufsfeuerwehren in Deutschland 
ist eine Arbeitsgemeinschaft des 
Deutschen Städtetages. In ihr 
arbeiten alle Städte mit, die über 
eine Berufsfeuerwehr verfügen. 
Dies sind typischerweise die 
Großstädte, können aber in ein-
zelnen Bundesländern auch eher 
kleine Städte sein. Die hessische 
AG der Berufsfeuerwehren be-
steht aus den Berufsfeuerwehren 

der Städte Darmstadt, Frankfurt 
am Main, Gießen, Offenbach 
am Main, Kassel und Wiesba-
den. Ebenfalls beteiligt sind die 
Feuerwehren der übrigen sechs 
Sonderstatusstädte. Diese ver-
fügen zwar im juristischen Sinne 
nicht über eine Berufsfeuerwehr, 
beschäftigen aber in so großem 
Umfang hauptamtliche Kräfte, 
dass sie strukturell vergleichbar 
sind. Auch wenn in den Sitzungen 

der AGBF natürlich die besondere 
Situation der großen Feuerwehren 
mit ihren hauptamtlichen Kräften 
eine wichtige Rolle spielt, ist die 
Arbeit jedoch immer vom Einsatz 
für die Feuerwehr insgesamt ge-
prägt. Schließlich stützt sich der 
Brandschutz auch in allen Städ-
ten mit Berufsfeuerwehr zu einem 
wesentlichen Teil auf die freiwillige 
Feuerwehr.

Die Arbeitsgemeinschaft der Berufsfeuerwehren

Recht, 
Personal 
und 
Ordnung
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Die Flucht aus der politischen Verantwortung –
Aktuelle Änderungen der Hessischen Gemeindeordnung

Der Koalitionsvertrag der Landtags-
fraktionen der CDU und Bündnis 
90/DIE GRÜNEN will mehr Basis-
demokratie in Hessen schaffen. Mit 
diesem Ziel hat die Landesregierung 
ein Gesetz zur Erleichterung der 
Bürgerbeteiligung auf Gemeinde-
ebene und zur Änderung kommunal-
rechtlicher Vorschriften entworfen.

Der Hessische Städtetag hält eine 
Ausweitung unmittelbarer Entschei-
dungsrechte der Bürgerschaft auf 
Gemeindeebene für nicht erforder-
lich. Die Städte und Gemeinden sind 
bereits die Ebene mit der breitesten 
Palette an unmittelbaren Gestal-
tungsmöglichkeiten für die Bürger-
schaft. Die Möglichkeiten des Ku-
mulierens und Panaschierens bei 
der Wahl, die Magistratsverfassung, 
das Recht der Beiräte und die früh-
zeitig verpflichtenden Anhörungs-
rechte des Bürgers bei kommunalen 
Bauvorhaben geben dem Bürger 
über das Bürgerbegehren hinaus ein 
breites Mitwirkungsspektrum, Poli-
tik auf kommunaler Ebene mitzuge-
stalten. Hingegen hinken die Gestal-
tungsmöglichkeiten des Bürgers auf 
der Landesebene diesen Rechten 
weit hinterher.

Der Bürgerentscheid stellt eine 
Durchbrechung des durch reprä-
sentative Demokratie geprägten 
Kommunalverfassungssystems dar 
und sollte deshalb nicht durch eine 
unangemessene Reduktion des 
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dafür erforderlichen bürgerschaftli-
chen Willens bagatellisiert werden. 
Die vom Land angestrebte degres-
sive Absenkung des Zustimmungs-
quorums für Städte mit mehr als 
50.000 Einwohnern auf 20 % bzw. 
mit mehr als 100.000 Einwohnern 
auf 15 % der stimmberechtigten Be-
völkerung birgt die Gefahr, dass das 
Instrument des Bürgerbegehrens 
von Minderheiten dazu genutzt wird, 
von Anfang an nicht mehrheitsfähige 
Anliegen durchzusetzen.

Volksnähe auf kommunaler Ebene 
tut dem Land selbst nicht weh. Wür-
de das Land Hessen sein „Degres-
sionsmodell“ für Bürgerentscheide 
auf das Volksbegehren anwenden, 
läge das Zustimmungsquorum 
bei Landesentscheidungen durch 
das Volk unter 10 % und das Ein-
leitungsquorum bei einem Prozent 
der Wahlberechtigten. Dafür gibt es 
bisher kein gesetzliches Vorhaben. 
Deshalb wirkt die Gesetzesintiative 
für mehr Bürgerbeteiligung wie ein 
Ablenkungsmanöver des Landes zu 
Lasten der Kommunen.

Auch die Idee des Landes, ein 
„Volksvertretungsbegehren“ auf 
kommunaler Ebene einzuführen, 
wird von der Mehrheit der hessi-
schen Städte abgelehnt. Mit dem 
Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung, ihre Entscheidung an 
die Bürgerschaft abzugeben, unter-
gräbt das wichtigste städtische Or-

gan selbst seinen ureigenen Auftrag 
und flüchtet aus der ihm durch Wahl 
übertragenen politischen Verant-
wortung. 

Zahlreiche hessische Städte und 
Gemeinden haben seit vielen Jah-
re keinen ausgeglichenen Haushalt 
aufstellen können. Insbesondere 
trifft dies auf die Kommunen zu, die 
nach dem hessischen kommunalen 
Schutzschirmgesetz eine Entschul-
dungshilfe des Landes in Anspruch 
genommen haben. Diese haben 
Verträge mit dem Land geschlos-
sen, Konsolidierungsmaßnahmen 
zu ergreifen, um zum Ausgleich des 
kommunalen Haushalts zu gelan-
gen. Auch diese notwendigen Maß-
nahmen können durch Bürgerbe-
gehren angegriffen werden. Deshalb 
hat der Hessische Städtetag gegen-
über dem Land angeregt, Maßnah-
men zur Haushaltskonsolidierung in 
Gemeinden, die in drei aufeinander-
folgenden Jahren keinen ausgegli-
chenen Ergebnishaushalt aufgestellt 
haben, in den gesetzlichen Katalog 
der Entscheidungen aufzunehmen, 
die nicht durch Bürgerentscheid auf-
gehoben werden können.

Auch hat die Landesregierung die 
Idee, dass das Bürgermeister- und 
Oberbürgermeisteramt grundsätz-
lich ehrenamtlich ausgeübt werden 
kann. Diese Vorstellung ist abwegig. 
Es mag sein, dass in einigen Gemein-
den unter zweitausend Einwohnern 
ausnahmsweise ein ehrenamtlicher 
Bürgermeister eine Verwaltung mit 
wenigen Mitarbeitern führen kann. 
Der Bürgermeister ist Dienstvorge-
setzter der kompletten Verwaltung 
und haftet für deren Handeln. Neben 
der kommunalen Selbstverwaltung 
hat er zugewiesene staatliche Auf-
gaben zu erfüllen.

Deshalb ist in größeren Gemeinden, 
Städten und Großstädten eine aus-
schließlich ehrenamtliche Führung 
regelmäßig ausgeschlossen.
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Moderate Anhebung der Grenzen für 
den Hinzuverdienst bei Nebentätigkeiten

Durch das Zweite Dienstrechts-
modernisierungsgesetz wurde das 
Hessische Beamtengesetz neu ge-
fasst. In diesem Zuge bedurfte auch 
die Verordnung über die Nebentätig-
keit der hessischen Beamtinnen und 
Beamten einer Überarbeitung:

Die bisherigen DM-Beträge wurden 
in Euro-Beträge überführt und mo-
derat angehoben. Damit gelten nun 
folgende – nach Besoldungsgrup-
pen gestaffelte – Grenzen für den 
Hinzuverdienst im Kalenderjahr:
• A 4 bis A 8 3.750 Euro
• A 9 bis A 12 4.350 Euro
• A 13 bis A 16, B 1 4.950 Euro
• B 2 bis B 5 5.550 Euro
• ab B 6 6.150 Euro

In Anpassung an die besoldungs-
rechtlichen Vorschriften wurden 

die Besoldungsgruppen A 1 bis A 3 
gestrichen. Übersteigt der Hinzuver-
dienst für eine oder mehrere geneh-
migungspflichtige Nebentätigkeiten 
im öffentlichen Dienst diese Grenze, 
ist die bezogene Vergütung an den 
Dienstherrn im Hauptamt abzufüh-
ren.

Die Grenze für die verpflichtende 
Vergütungsaufstellung wurde eben-
falls angehoben. Danach hat der Be-
amte nach Ablauf jedes Kalender-
jahres dem Dienstvorgesetzten eine 
Aufstellung über die ihm gewährten 
Vergütungen für Nebentätigkeiten 
vorzulegen, wenn die Bruttovergü-
tungen 1.000 Euro im Kalenderjahr 
übersteigen.
Auch eine Anpassung an die ge-
schlechtergerechte Sprache wurde 
vorgenommen. 

Die Verordnung über die Nebentä-
tigkeit der hessischen Beamtinnen 
und Beamten wurde im Gesetz- und 
Verordnungsblatt Nr. 14 vom 11. Juni 
2015 verkündet und ist am Tag nach 
der Verkündung in Kraft getreten. 

Energieaudits nach dem EDL-G

Am 22. April 2015 ist die Novelle des 
Gesetzes über Energiedienstleis-
tungen und andere Effizienzmaß-
nahmen (EDL-G) in Kraft getreten. 
Das EDL-G schreibt in § 8 Abs. 1 
Nr. 1 nunmehr vor, dass alle Unter-
nehmen, die keine Kleinstunterneh-
men, kleinen und mittleren Unter-
nehmen im Sinne der Empfehlung 
2003/361/EG der Kommission vom 

6. Mai 2003 betreffend die Definition 
der Kleinstunternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Unternehmen 
(ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) 
sind, verpflichtet sind, Energieaudits 
durchzuführen. 

Grundlage der Auditierungsver-
pflichtung nach dem EDL-G bildet 
die Energieeffizienzrichtlinie-Richtli-

nie 2012/27/EU, die am 4. Dezember 
2012 in Kraft getreten ist.
Das Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat u. a. zu 
den Fragen, wer ein Energieaudit 
durchzuführen hat, welche Anforde-
rungen an dieses zu stellen sind und 
welche Freistellungsmöglichkeiten 
es gibt, ein Merkblatt veröffentlicht, 
welches auf der Internetseite des 
BAFA zum Download zur Verfügung 
steht. 

Adressaten des Merkblatts sind ins-
besondere auch die Kommunen und 
kommunalen Unternehmen. Dies 
gilt vor allem für die Fragen, welche 
kommunalen Unternehmen von der 
Auditierungspflicht umfasst sind 
und welche keiner Energieaudit-
pflicht unterliegen (z. B. kommunale 
Regiebetriebe). Die Verwaltungen 
unserer Mitgliedstädte haben wir mit 
Rundschreiben zu diesem Thema 
bereits informiert.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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TTIP – Hessischer Städtetag stützt
Position der Bundesverbände

Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie und die kommu-
nalen Spitzenverbände Deutscher 
Städtetag, Deutscher Landkreistag, 
Deutscher Städte- und Gemeinde-
bund sowie der Verband kommuna-
ler Unternehmen (VKU) haben sich 
auf ein gemeinsames Positionspa-
pier zu den Verhandlungen über die 
transatlantische Handels- und In-
vestitionspartnerschaft (TTIP) ver-
ständigt. 

Das gemeinsame Papier greift die 
Forderungen der kommunalen 
Spitzenverbände und des VKU aus 
dem gemeinsamen Positionspa-
pier aus Oktober letzten Jahres auf 
und nimmt neben TTIP auch Bezug 
auf das Handelsabkommen mit Ka-
nada (CETA) sowie auf das Dienst-
leistungsabkommen TISA, welches 
ebenfalls gerade verhandelt wird. 

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages, welches sich in seiner 
Sitzung am 2. Juli 2015 in Fulda un-
ter anderem mit dem Thema TTIP 
befasst hat, unterstützt ausdrücklich 
die Position der kommunalen Spit-
zenverbände auf Bundesebene, wie 
sie in dem gemeinsamen Positions-
papier zum Ausdruck kommt.

Kommunale Forderungen
Folgende kommunale Forderungen 
werden in dem gemeinsamen Posi-
tionspapier berücksichtigt: 

Öffentliche Daseinsvorsorge  
schützen
Die Beteiligten sprechen sich dafür 
aus, dass zum Schutz der kommu-
nalen Daseinsvorsorge eine sog. 
Positivliste in TTIP verwendet wird. 
Dass bedeutet, dass das Abkommen 
dann nur für solche Dienstleistungen 
gilt, die in dem Abkommen explizit 
genannt sind. 
Sei, wie in CETA geschehen, ein Ne-
gativlistenansatz gewählt, müsse 
sichergestellt werden, dass für den 
Bereich der Daseinsvorsorge keine 

neuen Marktzugangsverpflichtun-
gen übernommen werden und der 
Handlungsspielraum der Kommu-
nen auch für eine Rekommunalisie-
rung von Dienstleistungen erhalten 
bleibe. Der Negativlistenansatz 
dürfte nach Ansicht der Beteiligten 
zudem nicht zu einer automatischen 
Marktöffnung für neue Dienstleistun-
gen führen. 

Europäisches Vergaberecht 
Die Beteiligten fordern, dass durch 
TTIP die Bestimmungen des refor-
mierten europäischen Vergabe-
rechts nicht ausgehebelt werden 
dürfen. Die in den neuen  EU-Verga-
berichtlinien verankerten Möglich-
keiten für Inhouse-Vergaben und die 
interkommunale Zusammenarbeit 
sowie insbesondere die Bereichs-
ausnahmen für Rettungsdienste und 
für die Trinkwasserversorgung sowie 
Abwasserbeseitigung oder- hand-
lung dürften durch TTIP nicht in Fra-
ge gestellt werden. 

Investitionsschutzregelungen
Zudem sprechen sie sich gegen 
die bisherigen speziellen Investiti-
onsschutzregelungen mit ab-hoc-
besetzten Schiedsgerichten aus. 
Anstelle dieser befürworten sie - so-
fern solche Regelungen überhaupt 
Eingang in TTIP finden sollten – die 
Schaffung eines nach rechtsstaat-
lichen Grundsätzen ausgerichteten 
Schiedsgerichtshofes. 

Umwelt- und Verbraucherschutz 
sichern
TTIP darf nach Ansicht der Betei-
ligten nicht dazu führen, dass Stan-
dards im Umwelt- und Verbraucher-
schutz abgesenkt werden. Vielmehr 
solle ein hohes Schutzniveau im Ein-
klang mit dem Besitzstand der EU 
und den Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten gefördert werden. Bei 
unterschiedlichen Schutzniveaus 
dürften die Standards nicht mit dem 
Ziel des Abbaus von Handelshemm-
nissen herabgesetzt werden. 

Verbesserte Transparenz
Die Beteiligten sprechen sich zu-
dem für ein erhöhtes Maß an Trans-
parenz der Verhandlungen zu TTIP 
aus, welches durch den von Bun-
deswirtschaftsminister Gabriel ein-
berufenen TTIP-Beirat sowie regel-
mäßige Gespräche zwischen dem 
Bundeswirtschaftsministerium, den 
kommunalen Spitzenverbänden auf 
Bundesebene sowie dem VKU ge-
währleistet werden soll. 

Keine weitergehenden Markt- 
öffnungsverpflichtungen in 
anderen Freihandelsabkommen
Zwischen den Beteiligten besteht mit 
Blick auf die aktuell geführten TISA-
Verhandlungen und auch mit Blick 
auf andere Freihandelsverhandlun-
gen Einigkeit, dass auch in diesen 
Abkommen keine weitergehenden 
Marktöffnungsverpflichtungen für 
den Bereich der Daseinsvorsorge 
vorgenommen werden sollen.
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Hessen will Elektromobilität steuerlich fördern –
Bund setzt auf Bevorrechtigungen für 
elektrisch betriebene Fahrzeuge

Hessen hat einen Gesetzesantrag 
zur steuerlichen Förderung von  
Elektromobilität in den Bundesrat 
eingebracht. Unter dem Titel „Ge-
setz zur steuerlichen Förderung der  
Elektromobilität“ (BR-Drucks. 114/15)  
schlägt das Land vor, das Einkom-
mensteuergesetz des Bundes zu 
ändern, um

• eine Steuerfreistellung für vom  
 Arbeitgeber ermöglichtes kos- 
 tenloses und verbilligtes Aufla- 
 den von privaten Elektroautos  
 von Arbeitnehmern sowie 
• eine Sonderabschreibung für be- 
 triebliche Investitionen in ent- 
 sprechende Lade-vorrichtungen  
 und betriebliche Elektrofahrzeu- 
 ge einzuführen. 

Im Interesse einer möglichst zeit-
nahen Anreizwirkung und unter 
Berücksichtigung subventions-
politischer Leitlinien soll die Steu-
erbefreiung entsprechend dem 
Förderzeitraum für die Sonderab-
schreibung auf die Jahre 2015 bis 
2019 befristet werden.

Das Gesetz soll dazu beitragen, 
dass die Zulassungszahlen für Elek-
troautos und Hybridfahrzeuge bis 
2020 deutlich steigen. 
Die vorgeschlagenen Regelungen 
sind mit Steuermindereinnahmen 
verbunden. Nach dem Gesetzent-
wurf belaufen sich diese für Bund, 
Länder und Gemeinden zusammen 

im Jahr 2016 auf 135 Mio. Euro und 
im Jahr 2017 auf ca. 170 Mio. Euro. In 
den Folgejahren bis 2019 reduzieren 
sich die Steuerausfälle.

Der Gesetzesantrag ist zur Beratung 
in die Ausschüsse verwiesen wor-
den. Die Mitglieder des Hessischen 
Städtetages haben den Antrag 
mit Rundschreiben 370-2015 vom 
22.6.2015 erhalten. 

Elektromobilitätsgesetz des 
Bundes ist in Kraft getreten

Die Bundesregierung hat sich zum 
Ziel gesetzt, bis 2020 eine Million 
Elektroautos auf Deutschlands Stra-
ßen zu bringen. Nach aktuellen Zah-
len des Kraftfahrtbundesamtes ist 
Deutschland noch weit von diesem 
Ziel entfernt. 

Mit dem am 13. Juni 2015 in Kraft 
getretenen Gesetz zur Bevorrech-
tigung der Verwendung elektrisch 
betriebener Fahrzeuge (Elektromo-
bilitätsgesetz – EmoG) soll Deutsch-
land diesem Ziel einen Schritt näher 
kommen. Das Gesetz erlaubt, elek-
trisch betriebene Fahrzeuge zu pri-
vilegieren. 

Das EmoG, das bis Ende 2026 be-
fristet ist, sieht Bevorrechtigungen in 
folgenden Bereichen vor:

1. für das Parken auf öffentlichen  
 Straßen oder Wegen,

2. bei der Nutzung von für besonde- 
 re Zwecke bestimmten öffentli- 
 chen Straßen oder Wegen oder  
 Teilen von diesen,
3. durch das Zulassen von Ausnah- 
 men von Zufahrtbeschränkungen  
 oder Durchfahrtverboten,
4. im Hinblick auf das Erheben von  
 Gebühren für das Parken auf öf- 
 fentlichen Straßen oder Wegen.

Im Gesetzgebungsverfahren hatten 
sich die Kommunen für eine einheit-
liche Kennzeichnung der Fahrzeuge 
durch eine Plakette ausgesprochen. 
Dieser Forderung ist der Bund nicht 
gefolgt. Stattdessen soll es jeweils 
auf Antrag für in Deutschland zuge-
lassene Fahrzeuge ein Kennzeichen 
geben, das am Ende den Zusatz „E“ 
enthält, für im Ausland zugelassene 
Fahrzeuge dagegen eine blaue Pla-
kette, die an der Rückseite des Fahr-
zeugs anzubringen ist. 

Kritik an Freigabe von Busspuren 
und an Parkgebührenerleichte-
rungen

Nach dem EmoG ist es u. a. mög-
lich, für Elektrofahrzeuge Busspu-
ren freizugeben und Parkgebühre-
nerleichterungen vorzusehen. Die 
Mitglieder des Wirtschafts- und 
Verkehrsausschusses des Hes-
sischen Städtetages sehen bei 
der Mitbenutzung von Busspuren 
durch Elektrofahrzeuge zumindest 
in Ballungsräumen die Gefahr einer 
Störung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. Trotz allerhand Kritik 
an dieser Regelung, die auch von 
den kommunalen Spitzenverbän-
den auf Bundesebene vorgebracht 
wurde, hat sich diese Privilegierung 
im EmoG schließlich durchgesetzt. 
Kritik wurde auch im Hinblick auf 
die Parkgebührenerleichterung laut. 
Hier sehen die Kommunen zum Teil 
eine Ungleichbehandlung der Ver-
kehrsteilnehmer.©
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Hessen will Elektromobilität steuerlich fördern –
Bund setzt auf Bevorrechtigungen für 
elektrisch betriebene Fahrzeuge

Aus dem 
Städtetag

Verkehrsminister will künftig auch Tempo-30-Zonen fördern

Der Hessische Wirtschaftsminister 
Tarek Al-Wazir erklärte gegenüber 
dem Hessischen Städtetag, künftig 
Tempo-30-Zonen als neuen För-
dertatbestand in den Förderkatalog 
des kommunalen Straßenbaus auf-
nehmen zu wollen. Voraussichtlich 
können bereits zum Förderjahr 2016 
entsprechende Bewilligungen aus-
gesprochen werden. 

Damit entspricht der Verkehrsmi-
nister einer Forderung des Hessi-
schen Städtetages. Der Ausschuss 
für Wirtschaft, Verkehr und Energie 
des Hessischen Städtetages hat-
te die Landesregierung zuletzt im 
Januar 2015 aufgefordert, Tempo-
30-Zonen nicht von der Landesför-
derung auszunehmen. Kommunen 
nutzen solche Zonen u. a. zur Stei-
gerung der Verkehrssicherheit und 
zur Lärmreduzierung.

Immer wieder haben Mitglieder in 
der Vergangenheit beklagt, dass 
Tempo-30-Zonen im Rahmen der 
Verkehrsinfrastrukturförderung, mit 
der das Land investive Maßnahmen 
im kommunalen Straßenbau und im 
ÖPNV bezuschusst, keine Berück-
sichtigung finden. Nach Ansicht des 
Ministeriums stand die Einrichtung 
einer Tempo-30-Zone der Förder-

fähigkeit der betreffenden Straße 
entgegen. 

Eine im Januar bei den Mitgliedern 
des Hessischen Städtetages durch-
geführte Umfrage zeigt, dass einige 
Städte bereits eingerichtete Tempo-
30-Zonen wieder aufgehoben ha-
ben, um die Rückzahlung von För-
dergeldern zu verhindern. 

Eine generelle Förderung von ver-
kehrswichtigen innerörtlichen 
Hauptverkehrsstraßen in Tempo-
30-Zonen schließt der Minister mit 
Verweis auf das geltende Recht zwar 
weiter aus. Allerdings rechnen wir 
damit, dass im Wege der Einzelfall-
prüfung künftig mehr Vorhaben mit 
Tempo-30-Zonen gefördert werden 
können, als dies bisher der Fall war.
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Vollversammlung der Stadtverordnetenvorsteher 
und Stadtverordnetenvorsteherinnen 2015

Zum Zweck des erweiterten Erfah-
rungsaustausches hat am 17. Juni 
2015 die 34. Vollversammlung der 
Stadtverordnetenvorsteher/innen 
in Fulda stattgefunden. Eingeladen 
waren alle Stadtverordnetenvorste-
her, Stadtverordnetenvorsteherin-
nen und Vorsitzende der obersten 
Organe der Städte und Gemeinden 
oder deren Vertreter, die im Hessi-
schen Städtetag organisiert sind. 

Die Vollversammlung hat sich mit 
dem Thema „Der Stellenwert des 
ehrenamtlichen Mandats im Ge-
füge der aktuellen Gesetzgebung 
zum hessischen Kommunalrecht 
befasst. Den interessierten Teilneh-
mern, die zahlreich der Einladung in 
das Stadtschloss der Barockstadt 
Fulda gefolgt waren, wurde umfas-
sende Information aus erster Hand 

geboten. Moderiert vom Stadt-
verordnetenvorsteher der Stadt 
Frankfurt Stephan Siegler erhielten 
die ersten Bürgerinnen und Bürger 
wissenswerte Auskunft über die ak-
tuellen kommunalrechtlichen, straf-
rechtlichen und steuerrechtlichen 
Aspekte ihrer Arbeit im Ehrenamt. 
Als besonders spannend erwies sich 
die Diskussion der Veranstaltungs-
teilnehmer mit dem Staatssekre-
tär des Innenministeriums Werner 
Koch. Dieser hatte in einem Vortrag 
seine Ansicht zur Frage vertreten, ob 
mehr Bürgerbeteiligung zu mehr De-
mokratie führt. Auch das Referat des 
Geschäftsführenden Direktors des 
Hessischen Städtetags Stephan 
Gieseler über die strafrechtlichen Ri-
siken der ehrenamtlichen Arbeit von 
Mandatsträgern löste eine lebhafte 
Debatte aus. Abschließend beant-

worte Referatsleiter Dr. Ben Risch 
Fragestellungen aus dem Steuer-
recht zur ehrenamtlichen Tätigkeit.

Der Hessische Städtetag dankt allen 
Teilnehmern für ihr Engagement und 
der Stadt Fulda, insbesondere der 
Stadtverordnetenvorsteherin Mar-
garete Hartmann und dem Ober-
bürgermeister Gerhard Möller für 
ihre Gastfreundlichkeit. Der Erfolg 
der Veranstaltung und die zufriede-
nen Teilnehmer motiviert den Hessi-
schen Städtetag, auch im Jahr 2016 
wieder eine Vollversammlung der 
Stadtverordnetenvorsteherinnen 
und Stadtverordnetenvorsteher zu 
organisieren.
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Präsidium des Hessischen Städtetages tagte in Fulda –
Kritik an der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages hat sich anlässlich sei-
ner Sitzung am 2. Juli 2015 in Fulda 
mit dem Gesetzentwurf der Hessi-
schen Landesregierung zur Erleich-
terung der Bürgerbeteiligung auf 
Gemeindeebene und zur Änderung 
kommunalrechtlicher Vorschriften 
(s. S. 11), mit dem kommunalen Fi-
nanzausgleich (s. S. 3 ff.) und mit der 
Wasserrahmenrichtlinie befasst.

Es hat die Entwürfe des Landes zur 
Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie kritisiert. Insbesondere die 
Vorgaben für die Kläranlagenbetrei-
ber zur Phosphorelimination sind 
aus seiner Sicht unverhältnismäßig. 
Im Übrigen sind die Vorgaben des 
Landes konnexitätsrelevant und da-
her mit originären Landesmitteln zu 
finanzieren. 

Ziel der Wasserrahmenrichtlinie ist 
es, für die Gewässer innerhalb der 
EU einen einheitlichen Schutz sowie 
einen guten Zustand zu gewährleis-
ten und zwar bis 2021 bzw. 2017. 
Verantwortlich für die Umsetzung 
ist in Hessen das Umweltministeri-
um. Die Gesamtkosten für die Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie 
werden bisher auf ca. zwei Milliar-
den Euro geschätzt. Ein wesentli-
cher Teil entfällt auf die kommunalen 
Maßnahmen.

Gewässerstrukturmaßnahmen
In der ersten Bewirtschaftungspha-
se (2009 – 2015) haben die Kom-
munen bereits Anstrengungen un-
ternommen, um die von ihnen zu 
unterhaltenden Gewässer in einen 
guten Zustand zu versetzen, etwa 
indem sie die Durchgängigkeit oder 
den natürlichen Gewässerlauf wie-
derhergestellt haben. Bisher konn-
ten jedoch nur ca. 20 Prozent der 
erforderlichen Maßnahmen umge-
setzt werden. Gründe hierfür sind 
vor allem die fehlenden finanziellen 
Mittel der Kommunen, die trotz der 

vorgesehenen Förderung einen Ei-
genanteil aufbringen müssen. Eben-
so stellt die fehlende Verfügbarkeit 
der Flächen, die für Gewässerstruk-
turmaßnahmen gebraucht werden, 
ein großes Problem dar. 

Nach den Entwürfen des Bewirt-
schaftungsplans und des Maßnah-
menprogramms der nun anstehen-
den zweiten Bewirtschaftungsphase 
(2015 – 2021) sind die Städte und 
Gemeinden erneut gehalten, Ge-
wässerstrukturmaßnahmen vorzu-
nehmen. Eine Vollfinanzierung der 
Maßnahmen lehnt das Land nach 
wie vor ab.

Minderung der Phosphoreinträge
Nach den Plänen des Landes 
müssen zudem die kommunalen 
Kläranlagenbetreiber für niedrige-
re Phosphorablaufwerte sorgen. 
Damit sollen die zum Teil zu hohen 
Phosphor-Konzentrationen in den 
Gewässern reduziert werden. Die 
strengsten Anforderungen gelten 
für Kläranlagen der Größenklasse 
5 sowie bestimmte Kläranlagen der  
Größenklasse 4. Diese sollen künf-
tig 0,2 mg/l Pges in der 24-h-Probe 
einhalten. Diese niedrigen Phos-
phorablaufwerte können – wenn 
überhaupt – nur mit einer sehr kost-
spieligen Flockungsfiltration erreicht 
werden. 

Effizienter erscheint es, durch Opti-
mierungen im Bestand die Phospho-
rablaufwerte zu verringern. Zudem 
sind jeweils Einzelfallbetrachtungen 
erforderlich. Messungen zeigen, 
dass bestimmte Gewässer vorbe-
lastet sind und die Einleitungen der 
Kläranlagen zu keinem nennenswer-
ten Anstieg der Phosphorkonzentra-
tionen beitragen. Dennoch will das 
Land die strengen Werte generell 
durchsetzen. 

Aus Sicht des Hessischen Städte-
tages ist es unverhältnismäßig, die 
Kläranlagenbetreiber über strenge 
Einleitewerte zum Bau teurer Anla-
gen zu zwingen, wenn sie nicht zu-
gleich Hauptverursacher der hohen 
Phosphorkonzentration im Gewäs-
ser sind und wenn sich ihre Bemü-
hungen nicht nennenswert auf den 
Gewässerzustand auswirken. Auch 
die Fokussierung auf den Parameter 
Phosphor greift aus Sicht des Ver-
bandes zu kurz. 

Sollte das Land an den Maßnahmen 
festhalten, hat es einen vollständi-
gen Kostenausgleich mit originären 
Landesmitteln zu leisten. Sofern die 
finanziellen Mittel nicht ausreichen, 
ist zu prüfen, wie der gute Gewäs-
serzustand durch kostengünstigere 
Maßnahmen erreicht werden kann.
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Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier finden Sie eine Kurzübersicht 
über die noch anstehenden Semi-
nartermine des Hessischen Städte-
tages in diesem Jahr. Einzelheiten zu 
allen Veranstaltungen finden Sie im 
Internet unter www.hess-staedte-
tag.de/Fortbildung. 

Verständlich schreiben
Heike Krull, Training und Coaching
Termin: 24. bis 25. September 2015
Ort: Hotel Sonneck, 
Knüllwald-Rengshausen
Anmeldeschluss: 20. August 2015
Tagungsgebühr: € 340,- für Mitglie-
der / € 430,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 164,50 bei Übernach-
tung vor Ort / € 87,- bei täglicher 
Anreise

Sicher auf glattem Parkett 
Heidemarie Müller, langjährige Pro-
tokollchefin in der saarländischen 
Staatskanzlei 
Termin: 1. Oktober 2015, 
10.00 – 18.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, 
Frankfurt am Main
Anmeldeschluss: 25. August 2015
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglie-
der / € 290,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 88,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Gesprächsführung für Abtei-
lungsleiter/innen und Sachge-
bietsleiter/innen
Dipl.-Betriebswirt und Dipl.-Päd. 
Leonhard Schmidt, Wiesbaden
Termin: 5. bis 7. Oktober 2015
Ort: Hotel Kress, 
Bad Soden-Salmünster
Anmeldeschluss: 25. August 2015
Tagungsgebühr: € 390,- für Mitglie-
der / € 490,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 280,00 bei Über-
nachtung vor Ort / € 126,00 bei 
täglicher Anreise

Persönliche Arbeitstechniken 
im (Chef-)Sekretariat und in der 
Sachbearbeitung
Dipl.-Päd. Sabine Keller-Kühn, 
Institut Dr. Müller

Termin: 6. bis 8. Oktober 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 18. August 2015
Tagungsgebühr: € 470,- für Mitglie-
der / € 590,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 251,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 105,- bei täglicher 
Anreise

Vergaberecht für Praktiker: 
Leistungsbeschreibung und 
Angebotsbewertung von Dienst-
leistungen (u. a. Postdienstleis-
tungen)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 14. bis 15. Oktober 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 1. September 2015
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 143,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 70,- bei täglicher 
Anreise

Schwierige Führungssituationen: 
Fehlzeiten – Leistungsmängel – 
Innere Kündigung
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 2. bis 3. November 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 10. September 
2015
Tagungsgebühr: € 360,- für Mitglie-
der / € 450,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 143,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 70,- bei täglicher 
Anreise

Führungskräftezirkel – 
Führen mit Persönlichkeit
Eigene Führungsthemen reflek-
tieren, bearbeiten, lösen
Dipl.-Betriebsw. Stephanie Schüt-
zen, geprüfte Mental-Trainerin
Termin: 4. bis 6. November 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 25. September 
2015
Tagungsgebühr: € 450,- für Mitglie-
der / € 580,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 251,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 105,- bei täglicher 
Anreise

Arbeiten in Balance
Dipl.-Psych. Margrit Wunderlich, 
Berninger & Partner
Termin: 11. bis 12. November 2015
Ort: Hotel Sonneck, Knüllwald-
Rengshausen
Anmeldeschluss: 
30. September 2015
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglie-
der / € 390,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 164,50 bei Über-
nachtung vor Ort / € 87,- bei tägli-
cher Anreise

Vergaberecht für Praktiker: Das 
neue Hessische Vergabegesetz 
(HVG)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 18. November 2015, 10.00 – 
17.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt am 
Main
Anmeldeschluss: 12. Oktober 2015
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglie-
der / € 290,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 88,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Führungsseminar für 
Nachwuchskräfte – Stufe III
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 7. bis 9. Dezember 2015
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 20. Oktober 2015
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglie-
der / € 650,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 251,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 105,- bei täglicher 
Anreise
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

10.09.2015 Sportausschuss 10:00 Rödermark

10.09.2015 Finanzausschuss 10:00 Wetzlar

16.09.2015 AG Süd 09:30 Kronberg

16.09.2015 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Wiesbaden

17.09.2015 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Darmstadt

24.09.2015 Sonderausschuss Gesundheit 10:00 Lauterbach

10.09.2015 Sportausschuss 10:00 HdkS, Wiesbaden

28.09.2015 AG Mitte 10:30 Limburg

06.10.2015 AG Umwelt 10:00 Frankfurt

07.10.2015 AG Steuern 10:00 Wetzlar

14.10.2015 AG Soziales 10:00 Frankfurt

15.10.2015 AG Nord 09:30 Borken

15.10.2015 AG Personal 10:00 Darmstadt

15.10.2015 AG Planung 10:00 Hanau

15.10.2015 AG Ordnung 10:00 Korbach

20.10.2015 AG Kultur 14:00 Fulda
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Zu Gast in Lauterbach – eine Stadt stellt sich vor

Lauterbach, die Kreisstadt des 
Vogelsbergkreises am Rande des 
Naturpark Hoher Vogelsberg auf 
ehemals Europas größtem Vulkan 
bietet seinen Besuchern eine attrak-
tive Mischung aus Natur und Kultur, 
Erholung und Erlebnis. Eine Stadt 
mit historischem Flair in einer land-
schaftlich reizvollen Umgebung. Ein 
vielseitiger Standort für erholsame 
oder sportliche Urlaubstage oder für 
eine Tagestrip, sei es individuell oder 
in der Gruppe. Viele Menschen den-
ken bei Lauterbach unwillkür-
lich an den Strolch, den Wan-
derburschen, der sein Herz in 
Lauterbach verloren hat. Da-
von singt ein fröhliches Lied-
chen, das die Lauterbacher 
gerne ihren Gästen vorsingen.

Mitten in der Natur
Für Radler ist Lauterbach in 
doppelter Hinsicht ideal. Ne-
ben dem Start- und Zielpunkt 
des Vulkanradweges kreuzen 
hier gleich drei hessische Fern-
radwege. Zu Rundtouren lockt 
das lokale Radwegenetz.
Vogelsbergbahn sowie die 
Freizeitbusse des VulkanEx-
press machen Radler zusätz-
lich mobil. 
Natur pur und Wandern der 
„Extra -Klasse“ bietet die Bach-
tour, ein 16 km langer Rund-
wanderweg, dessen Qualitäten 
durch das Deutsche Wandersiegel 
verbrieft sind. Das Highlight an der 
Strecke: Schloss Eisenbach. Ein 
weiteres beliebtes Ziel ist der Hainig-
turm; umgeben von hundertjährigen 
Eichen bietet er eine weite Sicht zu 
den Höhen des Vogelsberges und 
der Rhön. 
Im Freizeitzentrum sind das Hal-
lenwellenbad mit der großen Au-
ßenrutsche, dem Freibad, der Mini-
golfanlage und der Eissport-Arena 
Anziehungspunkte für Jung und Alt. 
Das in der Region einzigartige Ange-
bot wird ergänzt durch die großzü-
gige Saunalandschaft im Hallenbad. 
Gerade erst wurde hier eine neue 
großzügige Eventsauna im Außen-

bereich eröffnet. Weitere sportliche 
Aktivitäten finden Sie in der Stadt: 
Golf, Angeln, Tennis. 

Kultur – Tradition – Geschichte 
Das prachtvolle Stadtpalais Hoh-
haus wurde von 1769 bis 1778 im 
ausklingenden Rokoko erbaut. Hier 
ist heute die Sammlung des Lau-
terbacher Museums untergebracht, 
deren Prunkstück der dreiflügeli-
ge Marienalter ist. Einen würdigen 
Rahmen für Kammerkonzerte und 

Trauungen bietet der Rokokosaal 
im Hohhaus. Zusammen mit der 
Stadtkirche ist er Schauplatz der 
Pfingstmusiktage, an denen natio-
nale und internationale Ensembles 
ein hochkarätiges Programm bieten. 
Die stattliche Saalkirche bietet eine 
erstaunliche Akustik. Zarte Rokoko-
Stuckaturen und die Weiträumigkeit 
beeindrucken zusätzlich.
Musik und Kultur werden in Lauter-
bach auch über das Jahr gepflegt: 
Sonntags erklingen nach dem Got-
tesdienst Choräle vom Turm der 
Stadtkirche, der  „Der Vulkan lässt 
lesen“ präsentiert Literaten und 
Poeten, beim „Vogelsberger Gipfel 
Kabarett“ geben sich die Stars des 

deutschen Kabaretts die Klinke in 
die Hand, und bei den Veranstaltun-
gen des  Kulturvereins genießen die 
Zuschauer ein Jahresprogramm mit 
Kleinkunst und Musik.     
Das größte Volksfest Oberhessens, 
der traditionsreiche Prämienmarkt 
in der Fronleichnams-Woche lockt 
tausende Besucher an, und bei den 
vielen anderen Festen und Märkten 
in der Stadt und ihren Stadtteilen 
erleben Jung und Alt eine bunte und 
lebendige Stadt.

Stadt erleben – 
Fachwerkromantik pur
Lauterbach – das ist Fach-
werkromantik pur mit vielen 
Sehenswürdigkeiten. Unsere 
Gäste genießen die verträum-
ten Gassen des „Grabens“, am 
„Ankerturm“ vorbei und über-
queren auf den „Schrittsteinen“ 
mit Blick auf das „Strolchdenk-
mal“ die Lauter. Sie kehren ein 
in eines der vielen Gasthäuser, 
Restaurants und Cafés. Beim 
Einkaufsbummel durch die Ge-
schäfte werden sie überrascht 
sein, wie vielseitig unser Ange-
bot ist. 
Der Tourist-Center in der Stadt-
mühle bietet unseren Gästen 
eine Vielzahl von Angeboten, 
unsere Stadt individuell oder 
in der Gruppe zu erkunden. 
Mit einem Geo-Caching-Gerät 

können unsere Gäste die Stadt ganz 
persönlich kennen lernen.

Für Gäste, die gerne mit ihren 
Freunden, der Familie oder mit ih-
rem Verein unterwegs sind, hält 
der Lauterbacher Verkehrsverein 
ein besonderes Angebot bereit: Bei 
den Stadtführungen werden die 
Gruppen von unseren historisch 
gekleideten Stadtführerinnen und 
Stadtführern durch die Stadt beglei-
tet, sind mit dem Nachtwächter un-
terwegs oder lassen sich die Stadt 
musikalisch vorstellen. Unsere mo-
natlichen offenen Stadtführungen 
widmen sich speziellen Themen der 
Stadtgeschichte. 
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INTELLIGENTE VERSICHERUNGSKONZEPTE.  
DAMIT DER HAUSHALT NICHT BADEN GEHT.

Kommunen droht bei großen Schäden schnell ein finanzielles „Land unter“. 

GVV-Kommunal schützt mit umfassendem Expertenwissen und maximalen Versicherungssummen  

im Worst Case. Über 100 Jahre Erfahrung machen uns zu einem Partner mit höchster Kompetenz.  

Mit uns behalten Sie bei jedem Schaden den Kopf über Wasser.
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